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Frankreich

Giscard d’Estaings ehrgeizige Ziele
Klaus-Peter Schmid, Paris

Seitdem Franicreich einen neuen Präsidenten 
hat, wird das politische Leben von einer un­

gewohnten Vokabel beherrscht: Ie changement, 
der Wandel. Valéry Giscard d’Estaing hatte wäh­
rend des Wahlkampfes viel versprochen — viel­
leicht zuviel, um in den nächsten Jahren alle seine 
Versprechungen einlösen zu können. Es fehlt zwar 
nur selten am guten Willen, aber oft am Geld. Es 
mangelt nicht an langfristigen Konzepten, aber 
die kurzfristigen Probleme diktieren in der Regel 
die Politik.

Daß Giscard den Ehrgeiz hat, als Reformpräsi­
dent in die Geschichte seines Landes einzugehen, 
stellte er bereits unter Beweis. Gleich in den 
ersten Wochen nach seinem Amtsantritt packte er 
die größten wirtschaftlichen Probleme an, mit 
denen Frankreich heute fertig werden muß: Infla­
tion, Außenhandelsdefizit, soziale Ungleichheit. 
Preisniveau, Zahlungsbilanz und Einkommensver­
teilung sind seit langem Sorgenkinder der Pariser 
Wirtschaftspolitik. Keine Regierung der letzten 
zehn Jahre hat es im Grunde gewagt, auf diesen 
Gebieten Entscheidendes zu unternehmen. Um 
so entschlossener wirkt Giscards neue Politik. 
Um so ungewisser bleibt aber auch ihr Erfolg.

Neuer Inflationsrekord

Die Inflation ist aus Frankreichs Wirtschaft kaum 
mehr wegzudenken. Seit Jahren liegen die Preis­
steigerungen regelmäßig über dem deutschen 
Niveau. Doch in letzter Zeit kletterten die Preise 
so schnell wie schon lange nicht mehr. Allein in 
den ersten sechs Monaten dieses Jahres ver­
teuerte sich die Lebenshaltung um 8,1 % . Schon 
zwischen 1969 und 1973 war die Inflationsrate 
kaum unter 6 %  gesunken. In diesem Jahr rech­
net die OECD mit insgesamt 14% . Eine ähnliche 
Teuerungswelle hatte Frankreich zuletzt 1958 mit 
15%  erlebt.

Bereits im 2. Halbjahr 1973 erreichte die Inflation 
eine jährliche Steigerungsrate von 10% . Energie­

krise und Vervierfachung der Rohölpreise durch 
die Produktionsländer können also nur zum Teil 
für den jüngsten Inflationsrekord verantwortlich 
gemacht werden. So wurden 1973 Nahrungsmittel 
für den französischen Verbraucher um 15%  teu­
rer. Aufgrund hoher Lohnzuwächse erlebte Frank­
reich im Herbst und Winter 1973 einen sprung­
haften Anstieg der Nachfrage nach langlebigen 
Konsumgütern. Schließlich sorgte auch die stän­
dige Abwertung des Franc dafür, daß die Import­
preise in die Höhe kletterten. Damit wurden auch 
die ohnehin teureren Rohstoffe (neben öl vor 
allem Metalle) noch teurer.

Seit Kriegsende stützte sich die Pariser Anti-Infla­
tionspolitik im wesentlichen auf ein mehr oder 
weniger rigoroses System der Preiskontrollen. 
Allein in den vergangenen zehn Jahren wurde 
fast ein Dutzend verschiedener Kontrollmethoden 
bis zum totalen Preisstop erprobt. Diese Politik 
brachte aber nur in den fünfziger Jahren einen 
relativen Erfolg. Seit dem Amtsantritt Giscard 
d’Estaings hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, 
daß mit Reglementierungen allein wenig zu er­
reichen ist. Die gleiche Erfahrung machte Paris 
übrigens mit der Kreditplafondierung: vor allem 
die staatlichen Depositenbanken hatten sich nicht 
an die Vorschriften gehalten und die Restriktions­
politik auf dem Kreditsektor zum Scheitern ge­
bracht.

Suche nach neuen Mitteln

Eine der ersten Aktionen der neuen Regierung 
galt deshalb der Suche nach neuen Mitteln im 
Kampf gegen die Inflation. Bereits im März hatte 
man durch eine Verknappung der Kredite und 
durch Steuervorauszahlungen versucht, Kaufkraft
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abzuschöpfen. Im Juni entsann sich Paris dann 
der Bonner Stabiiisierungspolitilc von 1973 und 
versuchte, sie in wesentlichen Punl<ten nachzu­
ahmen.

Zunächst wurde erstmals in Frankreich ein ein­
maliger Konjunkturzuschlag zwischen 5 und 15%  
auf die Einkommen erhoben. Betroffen sind da­
von etwa 1,9 von 11 Mill. Einkommensteuerpflich­
tigen. Diese zusätzlichen Einnahmen des Staates 
werden zum großen Teil bei der Banque de 
France stillgelegt; im Sommer 1975 wird voraus­
sichtlich ein Teil davon zurückerstattet. Auch den 
Unternehmen wurde eine zusätzliche Belastung 
zugemutet. Sie mußten bis September 18%  der 
1973 bezahlten Körperschaftsteuer als einmalige 
Abgabe entrichten. Schließlich will auch der Staat 
selbst seinen Konsum reduzieren und eine Mil­
liarde Francs im laufenden Haushaltsjahr ein­
sparen. Außerdem will die Regierung auch infla­
tionsbedingte Steuermehreinnahmen stillegen. 
Alles in allem würden damit 1974 dem Geldkreis­
lauf rund 8 Mrd. Francs entzogen.

Dem Austeritätsprogramm vom vergangenen Juni 
wurde ein ganz konkretes Ziel vorgegeben: Für 
das zweite Halbjahr 1974 soll die Inflationsrate 
auf einen Jahresdurchschnitt von 6 %  reduziert 
werden (die OECD prognostizierte 16% !). Im 
ersten Halbjahr 1975 soll die jährliche Inflations­
rate sogar 5 %  nicht übersteigen, also einen Satz 
erreichen, der in Frankreich als „normal“ gilt. 
Dieses Ziel ist sehr hoch gesteckt, wahrscheinlich 
zu hoch, ln Paris heißt es zwar immer wieder, die 
Bundesregierung habe mit ihren Maßnahmen viel 
Erfolg gehabt. Doch derartige Vergleiche sind aus 
mehreren Gründen problematisch;

□  Der deutsche Verbraucher ist nach wie vor 
inflationsempfindlicher als der französische. In 
Frankreich ist eine Verteuerung der Lebenshal­
tung um 6 %  bereits ein Stabilisierungserfolg, in 
Deutschland wäre damit die Schwelle zur Infla­
tion längst überschritten. Zudem nehmen die fran­
zösischen Gewerkschaften bei ihren Lohnforde­
rungen noch weniger Rücksicht auf die konjunk­
turelle Situation als ihre deutschen Kollegen.

□  Die Indexierung von Löhnen und Gehältern ist 
in der französischen Wirtschaft weit verbreitet, 
vor allem aber im öffentlichen Sektor. Weit mehr 
als in der Bundesrepublik ist damit der Anspruch 
der Arbeitnehmer auf einen realen Kaufkraftzu­
wachs institutionalisiert. Die Dämpfung der Nach­
frage bei den mittleren und niederen Einkommen 
wird dadurch sehr erschwert.

□  Die stärkere Belastung von 1,9 Mill. Steuer­
zahlern betrifft nur die Bezieher von Spitzenein­
kommen; mit dieser Maßnahme wird also nur 
schwerlich eine Einschränkung des privaten Kon­
sums zu erreichen sein.

□  Angesichts weiter wachsender Kaufkraft dürfte 
es vielen Unternehmen gelingen, eine zusätzliche 
Steueriast auf die Verbraucher zu überwälzen. Da 
die nach wie vor bestehenden Preiskontrollen sehr 
nachlässig praktiziert werden, ist auch von hier 
kein Bremseffekt zu erwarten.

n  Eine gezielte außenwirtschaftliche Absicherung 
ist nicht beabsichtigt. Statt dessen floatet der 
Franc und verschulden sich viele Unternehmen im 
Ausland, während die Bundesregierung 1973 eine 
Politik der Aufwertung und des Bardepots betrieb.

ln Paris wurden Anfang August die ersten Anzei­
chen einer konjunkturellen Abkühlung registriert. 
Doch eine (nicht nur saisonal bedingte) Abschwä­
chung des Preisauftriebs war damit nicht verbun­
den. Und selbst wenn die Stabilitätspolitik in den 
nächsten Monaten den Franzosen geringere In­
flationsraten beschert, dürfte das angestrebte Ziel 
(6% ) noch in weiter Ferne liegen.

Zahlungsbilanzprobleme

Daß die Preise unablässig steigen, merkt jede 
französische Hausfrau auf den ersten Blick. War­
um sich die Regierung aber den Kopf über die 
Verbesserung der Zahlungsbilanz zerbricht, das 
sehen die Franzosen nicht ohne weiteres ein. 
Schließlich ist der Wert des Franc wieder gestie­
gen: Im Mai lag der Abwertungseffekt im Ver­
gleich zur Mark bei 15% , Mitte August nur noch 
bei 5 % .

Auch die Währungsreserven der Bank von Frank­
reich nehmen keineswegs ab. Im Gegenteil: Sie 
waren Ende Juli mit 35,4 Mrd. Francs um 700 Mill. 
höher als Ende Februar. Doch diese Zeichen trü­
gen. Die Verbesserung der Gold- und Devisen­
reserven geht vor allem auf die zunehmende Aus­
landsverschuldung zurück, während die Handels­
bilanz stark defizitär ist. Allein im ersten Halb­
jahr 1974 wies der französische Außenhandel ein 
Defizit von 10,0 Mrd. Francs (saisonbereinigt: 
8,8 Mrd.) aus. Bereits im Januar hatten Experten 
des Finanzministeriums errechnet, daß die Ver­
teuerung des Rohöls in diesem Jahr zu einem 
Außenhandelsdefizit von 18 Mrd. Francs führen 
würde. Vor dem Ölkrieg war für 1974 noch ein 
Überschuß von 8 Mrd. Francs erwartet worden.

Schon zu Jahresbeginn belehrte Giscard d’Estaing, 
damals noch Finanzminister, seine Landsleute, sie 
müßten praktisch einen dreizehnten Monat für den 
Export arbeiten, um das Loch in der Handels­
bilanz zu stopfen. Heute würde sich Giscards 
Nachfolger Jean-Pierre Fourcade nur wenig wun­
dern, wenn das Defizit sogar über 20 Mrd. Francs 
ansteigen würde. Dennoch hat sich Paris auch 
hier ein sehr ehrgeiziges Ziel gesetzt: Bis Ende 
1975 soll die Handelsbilanz wieder ausgeglichen 
sein.
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Bisher hat die französische Regierung bewußt 
darauf verzichtet, massive protektionistische Maß­
nahmen zum Schutz des eigenen Außenhandels 
zu ergreifen. Nicht zuletzt unter dem Einfluß 
Bonns wurde davon abgesehen, das Beispiel Ita­
liens und Dänemarks nachzuahmen. Das Stabili­
tätsprogramm vom Juni versucht statt dessen, 
über eine Verteuerung der Energie- und ölpreise 
sowie über Spar- und Rationierungsmaßnahmen 
die Ölimporte zu drosseln. Außerdem wurde der 
Exportindustrie ein Milliarden-Kredit für Investi­
tionen zur Verfügung gestellt.

Zweifel an einer Verbesserung

Doch wie bei der Preispolitik sind auch hier Zwei­
fel berechtigt, daß Paris seine Handelsbilanz in 
so kurzer Zeit wieder ausgleichen kann:
□  Das Defizit im Außenhandel geht zum großen 
Teil auf das ständig wachsende Importvolumen 
zurück. Importe laufen aber weitgehend parallel 
zur Binnenkonjunktur. Um die Importnachfrage zu 
bremsen, müßte also eine Abkühlung der Inlands­
nachfrage erreicht werden, ohne die Arbeitsplätze 
zu gefährden.
□  Durch die Abwertung des Franc seit Beginn 
des Floating wurden gerade die lebenswichtigen 
Rohstoffe (vor allem Erdöl und Erdgas) teurer. 
Energie und Rohstoffe machen aber rund ein 
Viertel der französischen Importe aus und sind 
nicht substituierbar.

□  Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, daß 
Wechselkursmanipulationen nur sehr bedingt als 
Instrument der Zahlungsbilanzpolitik taugen. So 
konnte die britische Exportindustrie von der stän­
digen Pfund-Abwertung kaum profitieren. In 
Frankreich ist die Inflationsrate zur Zeit so hoch, 
daß der Abwertungsvorteil eindeutig durch Preis­
steigerungen überkompensiert wird. Somit kommt 
ein Wettbewerbsvorteil für französische Export­
güter kaum zustande.
□  Die Struktur des französischen Außenhandels 
ist sehr ungünstig. So wuchs der Anteil der Land­
wirtschaft an den Gesamtausfuhren in den letzten 
Jahren ständig. Er lag 1973 bei 19%  (BRD: 1,4% ); 
Investitionsgüter machten nur 2 4 %  aus (BRD: 
55% ). Außerdem gingen 1973 allein 7 0 %  der Ex­
porte in europäische Länder. Die Abhängigkeit 
von der Konjunktur einiger weniger Volkswirt­
schaften ist also äußerst groß.

Noch mehr als bei den Preisen ist der Erfolg oder 
Mißerfolg der französischen Außenhandelspolitik 
von externen Faktoren abhängig. Das kann sich 
natürlich zugunsten der Zahlungsbilanz auswir­
ken. Doch scheint es unwahrscheinlich, daß die 
ölpreise wesentlich sinken werden. Ebenso könnte 
eine Wirtschaftskrise in der Bundesrepublik, dem

wichtigsten Kunden der französischen Außen­
händler, die Exportsituation verschlechtern. Diese 
strukturellen Probleme sprechen eher dafür, daß 
der Ausgleich der Handelsbilanz bis 1975 kaum 
zu realisieren sein wird.

Soziale Ungleichheiten

Schon während des Wahlkampfes im vergange­
nen April hatte sich Giscard auch als sozialer Re­
former empfohlen. Dies war sicher ein geschickter 
Schachzug, denn sein Vorgänger Georges Pom­
pidou hatte auf wirtschaftliche Expansion fast um 
jeden Preis gesetzt, wobei die Sozialpolitik etwas 
kurz kam. Nach den Unruhen im Mai 1968 war 
zwar die Ungleichheit der Einkommensverteilung 
etwas abgebaut worden, was vor allem den Nied­
riglohnempfängern zugute kam. Doch mit der 
starken Inflation kamen Klelnverdiener und Rent­
ner schnell wieder ins Hintertreffen.

Die Statistik über Einkommensverteilung in Frank­
reich ist sehr lückenhaft. Trotzdem läßt sich mit 
ziemlicher Sicherheit sagen, daß die Dispropor­
tionalitäten größer sind als zum Beispiel in der 
Bundesrepublik. So fällt etwa die Zahl der Ar­
beitnehmer auf, die nicht mehr als den gesetzlich 
vorgeschriebenen Mindestlohn erhalten (seit
1. Juli 1974 : 6,40 Francs pro Arbeitsstunde bzw. 
im Monat 1213 Francs bei einer 43-Stunden- 
Woche). Nach offiziellen Angaben fallen 700 000 
Beschäftigte in diese Gruppe, in Wirklichkeit 
dürften es jedoch mehr als eine Million Beschäf­
tigte sein. Nach Angaben des Nationalen Statisti­
schen Amtes INSEE verdienten 1973 zwei Drittel 
der Arbeitnehmer weniger als 1750 Francs im 
Monat.

Ein zweites Charakteristikum der Distribution der 
Einkommen ist die starke Ungleichheit in der per­
sonellen Verteilung. Nach der Einkommensteuer­
statistik verdienen die rund 2500 Franzosen der 
höchsten Einkommensklasse 400 mal soviel wie 
die Bezieher der niedrigsten Altersrente. Ver­
gleicht man je 10%  der französischen Haushalte 
mit dem niedrigsten und dem höchsten Einkom­
men (1. und 10. Dezil), dann liegt dieser Faktor 
für 1970 bei 28.

Bemerkenswert ist auch die regionale Dispropor­
tionalität. In Paris ist zum Beispiel das monatliche 
Durchschnittseinkommen doppelt so hoch wie in 
Korsika oder im zentralfranzösischen Départe­
ment Lozère und um ein Drittel höher als im loth­
ringischen Département Meurthe-et-Moselle. Be­
sonders diskriminiert sind nach wie vor die 
Frauen. Ihre männlichen Kollegen werden etwa in 
der Industrie um ein Drittel besser bezahlt. Be­
zeichnenderweise fallen in die Einkommensklas­
sen bis 1750 Francs im Monat 8 0 %  aller weib­
lichen Lohn- und Gehaltsempfänger, aber nur 
55 %  der Männer.
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Mit einer Reilie sozialpolitisctier Maßnahmen wur­
den im Juni die untersten Einl<ommensl<lassen 
weiter an das aligemeine Lohnniveau herange­
führt. So betrug die Erhöhung des Mindestlohnes 
7,6% . Gleichzeitig erhöhte die Regierung für über 
5 Mill. Familien das Kindergeld und ähnliche Zu­
schüsse. Die Mindestbeträge der Altersrenten 
stiegen von 5200 Francs im Jahr auf 6300 Francs 
an; davon profitierten etwa 6 Mill. Franzosen.

Punktuelle Maßnahmen

Natürlich tendieren diese Maßnahmen in Richtung 
auf einen Abbau der sozialen Ungleichheiten. Sie 
sind jedoch viel zu punktuell, um die soziale 
Struktur entscheidend verbessern zu können. 
Außerdem darf man nicht übersehen, daß bei­
spielsweise die Zahlung des Mindestlohns vom 
Staat nicht ausreichend kontrolliert werden kann. 
Vor allem ausländische Arbeitskräfte werden nach 
wie vor oft unter dem gesetzlichen Minimum ent­
lohnt. Andererseits kann diese Mindestgrenze 
nicht beliebig hoch angesetzt werden. Erfahrungs­
gemäß zahlen nämlich in Frankreich Unternehmen 
mit den niedrigsten Gewinnen auch die niedrig­
sten Löhne. Besonders in strukturschwachen Ge­
bieten könnte damit eine weitere Erhöhung des 
Mindestlohns zu beträchtlicher Arbeitslosigkeit 
führen — ein Risiko, das Paris nicht gerne ein­
geht.
Eine echte Verbesserung der Einkommensvertei­
lung wäre ohnehin nur im Zuge einer grundlegen­
den Reform der Einkommensbesteuerung möglich. 
Sie müßte vor allem die pauschale Veranlagung 
von Landwirtschaft und Einzelhandel modifizieren 
und die zahlreichen Privilegien abschaffen, die 
gerade Bezieher hoher Einkommen (hier beson­
ders Unternehmer und Freiberufliche) ausnutzen 
können. Sie müßte aber auch von einem verstärk­
ten Kampf gegen die Steuerhinterziehung beglei­
tet werden, die mit steigendem Einkommen ge­
radezu zu einem „Sport“ ausartet. Bisher deutet 
allenfalls die geplante Besteuerung von Kapital­
gewinnen darauf hin, daß Giscard ernsthafte 
Schritte in Richtung auf eine gründliche Steuer­
reform wagen könnte.

In den ersten Monaten seiner Amtszeit als Staats­
präsident hat Giscard d’Estaing zumindest ge­
zeigt, daß er gewillt ist, einige Grundprobleme 
der französischen Wirtschaftspolitik energischer 
ais in den letzten Jahren anzugehen. Ein Ziel 
allerdings, das er noch im Wahlkampf seiner Poli­
tik gesetzt hatte, ist mittlerweile in Vergessenheit 
geraten: das Überflügeln der deutschen Wirt­
schaft. Angesichts hoher Inflationsraten und un­
günstiger Außenhandelsergebnisse zieht man es 
in Paris vor, nicht mehr vom Wettlauf mit dem 
deutschen Nachbarn zu sprechen. Prestige und 
Grandeur sind nicht mehr Triebfedern französi­
scher Politik — auch nicht der Wirtschaftspolitik.

Gegendarstellung
zum Beitrag von H.-L. Dornbusch: „Die Gemein­
nützigkeit der Neuen Heimat“ im WIRTSCHAFTS­
DIENST, Heft 8/1974:
1. Es ist unrichtig, daß der Gesamtkonzern ein 
Bauunternehmen ist und an der Spitze der euro­
päischen Bauindustrie steht.
Richtig ist, daß sowohl die gemeinnützige Unter­
nehmensgruppe Neue Heimat als auch die Neue 
Heimat Städtebau-Gruppe Wohnungsbau- und 
Städtebauträgerunternehmen sind und keine eige­
nen Baugesellschaften betreiben. Sie können also 
auch nicht an der Spitze der europäischen Bau­
industrie stehen.
2. Falsch ist. daß die in Tabelle 2 aufgeführten 
20 Baugenossenschaften (eGmbH) zur Unterneh­
mensgruppe Neue Heimat gehören.
Richtig ist, daß diese Gesellschaften zum Katho­
lischen Siedlungswerk im Raum Freiburg gehören.
3. Falsch ist auch, daß die Gesellschaften der 
Unternehmensgruppe Neue Heimat bis Ende 1972 
286 000 Wohnungen errichtet und davon lediglich 
58 000 Einheiten veräußert hatten.
Richtig ist, daß die Unternehmensgruppe Neue 
Heimat bis Ende 1972 364 946 Wohneinheiten er­
richtet und davon 92 711 Einheiten in Form von 
Eigentumsmaßnahmen für Dritte gebaut und ver­
äußert hatten. Das entspricht einem Eigentums­
anteil am Gesamtprogramm von gut 25 Prozent. 
Bei diesen Gesamtzahlen muß ferner berücksich­
tigt werden, daß die Neue Heimat ab 1950 inten­
siv gebaut hat und daß sich der Bau von Eigen­
tumswohnungen und Eigenheimen erst später 
entwickelte. Der Anteil der Eigentumsmaßnahmen 
am Gesamtwohnungsbauprogramm der Neuen 
Heimat ist von 35,8 Prozent im Jahre 1964 auf 
58,4 Prozent im Jahre 1973 gestiegen.
4. Falsch ist, daß der Konzern aus seinen Boden­
vorräten nicht unbeträchtliche Spekulations­
gewinne erwirtschaftet.
Richtig ist, daß mit den Bodenvorräten keine Spe­
kulationsgewinne erzielt werden, sondern die 
Bodenvorräte müssen, vom Grundstückskauf bis 
zur Fertigstellung der Wohngebäude, oft über 
Jahre ertraglos vorgehalten werden.
5. Falsch ist, daß die Neue Heimat bisher eine 
befriedigende Antwort darauf schuldig geblieben 
ist, wie sich das im Wohnungsbestand und in 
Grundstücksvorräten dargestellte Vermögen mit 
dem Prinzip der Gemeinnützigkeit vereinbaren läßt. 
Richtig ist, daß das gesamte Vermögen der gemein­
nützigen Unternehmensgruppe Neue Heimat Stif­
tungscharakter hat und bei einer Auflösung — bis 
auf das eingezahlte Gesellschaftskapital von 40 Mil­
lionen DM — der öffentlichen Hand anheim fallen 
würde. Neue Heimat

Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungs­
gesellschaft mit beschränkter Haftung 

H. Pinther Dr. H. Iden
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